
 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 
 

 

Regierungsratsbeschluss vom 29. November 2022  

 

 

 

Nationalrat; Staatspolitische Kommission; 19.464 n Pa. Iv. Barrile. Beseiti-
gung und Verhinderung der Inländerinnen- und Inländerdiskriminierung beim 
Familiennachzug; Vernehmlassung  P221290 
 

 
 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an die 
Staatspolitische Kommission. 

 
Begründung 
Der Regierungsrat begrüsst die bereits länger erwartete Beseitigung der Dis-
kriminierung von Schweizerinnen und Schweizern in Bezug auf die Zulas-
sungsvoraussetzungen für den Familiennachzug nach dem Ausländer- und 
Integrationsgesetz gegenüber EU/EFTA-Staatsangehörigen, die sich auf das 
Personenfreizügigkeitsabkommen oder das EFTA-Übereinkommen berufen 
können. 
 

                                                                                            
 

 


